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►     Ausgewählte Verwaltungsanweisungen 2005
Themen-Übersicht:

(01)     Auflösung/Zusammenlegung von Schulen; Auswirkungen auf die Gemeinnützigkeit von
            Fördervereinen.

(02)     Gemeinnützigkeitsrechtliche Behandlung von Forschungseinrichtungen des privaten    
            Rechts; Prägung der Tätigkeit durch den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb.

(03)     Teilweise Mittelweitergabe nach § 58 Nr. 2 AO.  

(04)     Leistungen von Werkstätten für behinderte Menschen i.S. des § 68 Nr. 3 AO. 

(05)     Betrieb eines Schwimmbades durch gemeinnützige Vereine.  

FinMin Saarland vom 11.07.2005

(Az.: B/2- 5 - 131/2005 - S 0177)
(01)   Auflösung/Zusammenlegung von Schulen;
Auswirkungen auf die Gemeinnützigkeit von Fördervereinen
Durch Umstrukturierungen im Schulbereich kann der Fall eintreten, dass bei gemeinnützigen Schulfördervereinen das satzungsmäßig festgelegte Förderobjekt durch Auflösung der betreffenden Grundschule untergeht.

 

Zu den in diesem Zusammenhang auftretenden gemeinnützigkeitsrechtlichen Fragen ist folgende Auffassung zu vertreten:

· Bleibt der Förderverein der aufgelösten Grundschule bestehen und soll durch den Förderverein zukünftig die Nachfolgeeinrichtung der aufgelösten Grundschule gefördert werden, ist die Satzung dahingehend anzupassen, dass als Förderobjekt die Nachfolgeeinrichtung bestimmt wird. Zu prüfen ist ferner, ob die satzungsmäßige Vermögensbindung (§ 55 Abs. 1 Nr. 4 AO, § 61 AO) entsprechend anzupassen ist.

· Besteht für die Nachfolgeeinrichtung der aufgelösten Grundschule bereits ein Förderverein und soll der Förderverein der aufgelösten Schule aufgelöst werden, kann das Vermögen dem Förderverein der Nachfolgeeinrichtung zugewendet werden. Insoweit ist von einer steuerunschädlichen Verwendung der Mittel im Sinne von § 55 Abs. 1 Nr. 4 AO, § 61 AO auszugehen. Eine entsprechende Satzungsänderung vor Auflösung ist nicht erforderlich.

· Vorstehendes gilt entsprechend, wenn sowohl der Förderverein der aufgelösten Grundschule als auch der Förderverein der Nachfolgeeinrichtung aufgelöst werden soll und ein neuer Förderverein gegründet wird. In diesem Fall können die jeweiligen Vermögen steuerunschädlich auf den neu gegründeten Förderverein übertragen werden.

· Die Zusammenfassung von Vereinen kann nach den §§ 99 bis 104a UmwG auch durch Verschmelzung bewirkt werden. Danach kann ein rechtsfähiger Verein unter Auflösung ohne Abwicklung im Wege der Aufnahme durch Übertragung seines Vermögens als Ganzes (Gesamtrechtsnachfolge) auf einen anderen bereits bestehenden Verein gegen Gewährung von Mitgliedschaften verschmolzen werden. Es können im Wege der Verschmelzung auch zwei oder mehrere Vereine einen neuen Verein gründen und danach ihr Vermögen jeweils ohne Abwicklung auf diesen neu gegründeten Verein übertragen. Auch in diesen Verschmelzungsfällen ist von einer steuerunschädlichen Mittelverwendung im Sinne von § 55 Abs. 1 Nr. 4 AO, § 61 AO auszugehen. Eine vorherige Satzungsänderung der übertragenden Vereine im Hinblick auf die Vermögensbindung ist nicht erforderlich.

 

Bis zur Umsetzung der jeweiligen Maßnahmen (Satzungsänderung, Auflösung und Übertragung von Vermögen, Verschmelzung) in den anstehenden Mitgliedsversammlungen sind keine nachteiligen gemeinnützigkeitsrechtlichen Folgerungen (z.B. im Hinblick auf das Ausstellen von Zuwendungsbestätigungen) zu ziehen.

OFD Frankfurt/M. vom 16.06.2005

(Az.: S 0187 A - 12 - St II 1.03)
(02)   Gemeinnützigkeitsrechtliche Behandlung von 

Forschungseinrichtungen des privaten Rechts; Prägung der Tätigkeit

 durch den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb

Bezug: 

Rundverfügung vom 07.12.1999 -S 0187 A-12-St II 12-; -S 0170 A-24-St II 12-

(KSt-Kartei, § 5 KStG Karte H 128).

Nach § 68 Nr. 9 AO sind Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, deren Träger sich überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus der Vermögensverwaltung finanziert, einschließlich ihrer Auftragsforschung als Zweckbetrieb anzusehen. Erfüllt die Forschungseinrichtung die Voraussetzungen des § 68 Nr. 9 AO für die Annahme eines Zweckbetriebs nicht, ist die gesamte Forschungstätigkeit ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb (vgl. Karte H 128, Tz. 1.2). 

Hinsichtlich der Selbstlosigkeit von Forschungseinrichtungen wird gebeten folgende Grundsätze zu beachten: 
Eine Körperschaft ist nicht selbstlos tätig und kann deshalb nicht als gemeinnützig behandelt werden, wenn sie in erster Linie nicht steuerbegünstigte, sondern eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt (§ 55 Abs. 1 Satz 1 AO). Zweckbetriebe sind bei dieser Abgrenzung dem ideellen steuerbegünstigten Bereich zuzuordnen. Wenn eine Forschungseinrichtung nach § 68 Nr. 9 AO ein Zweckbetrieb ist, besteht deshalb die unwiderlegbare Vermutung, dass das Schwergewicht ihrer Tätigkeit im steuerbegünstigten Bereich liegt. Dagegen ist bei einer Forschungseinrichtung, auf die § 68 Nr. 9 AO anzuwenden ist, die die Voraussetzungen dieser Vorschrift für die Behandlung als Zweckbetrieb jedoch nicht erfüllt, davon auszugehen, dass sie in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt. Hierbei ist zwischen folgenden Fallgestaltungen zu unterscheiden: 

1.   Die Forschungstätigkeit steht im Vordergrund der Körperschaft und § 68 Nr. 9 AO ist anzuwenden. Die Körperschaft betreibt - gemessen am Zeitaufwand - überwiegend Auftragsforschung. Sie finanziert sich jedoch überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus Vermögensverwaltung. 

>>  Nach § 68 Nr. 9 AO stellt die gesamte Forschung einschließlich der Auftragsforschung einen steuerbegünstigten Zweckbetrieb dar. Obwohl die Auftragsforschung der Körperschaft das Gepräge gibt, ist diese aufgrund der Regelung des § 68 Nr. 9 AO begünstigt und mithin gemeinnützigkeitsunschädlich. 

2.   Die Forschungstätigkeit steht im Vordergrund der Körperschaft und § 68 Nr. 9 AO ist anzuwenden. Die Körperschaft betreibt - gemessen am Zeitaufwand - überwiegend Auftragsforschung und finanziert sich nicht überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus Vermögensverwaltung. 

>>  In diesem Fall stellt die gesamte Forschung nach § 68 Nr. 9 AO einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar. § 65 AO ist nicht anzuwenden, da § 68 Nr. 9 AO als lex spezialis vorgeht. Diese - steuerpflichtige - Tätigkeit gibt der Körperschaft das Gepräge. Mangels Selbstlosigkeit kommt die Steuerbegünstigung daher nicht in Betracht. 

3. Die Forschungstätigkeit steht im Vordergrund der Körperschaft und § 68 Nr. 9 AO ist anzuwenden. Die Körperschaft betreibt - gemessen am Zeitaufwand - überwiegend eigene Forschung und finanziert sich überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus Vermögensverwaltung. 

>>   Die gesamte Forschung stellt sich nach § 68 Nr. 9 AO als steuerbegünstigter Zweckbetrieb dar. Die Voraussetzungen der Selbstlosigkeit sind erfüllt. 

4. Die Forschungstätigkeit steht im Vordergrund der Körperschaft und § 68 Nr. 9 AO ist anzuwenden. Die Körperschaft betreibt - gemessen am Zeitaufwand - überwiegend eigene Forschung. Sie finanziert sich jedoch nicht überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand oder Dritter oder aus Vermögensverwaltung. 

>>  Die gesamte Forschung ist nach § 68 Nr. 9 AO als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb zu beurteilen. § 65 AO ist nicht anzuwenden, da § 68 Nr. 9 AO als lex spezialis vorgeht. Da der wirtschaftliche Geschaftsbetrieb der Körperschaft das Gepräge gibt, kann eine Anerkennung als steuerbegünstigte Körperschaft i. S. des §§ 51 ff .AO trotz der überwiegend durchgeführten eigenen Forschung mangels Selbstlosigkeit nicht erfolgen.
OFD München vom 18.03.2005 (Az.: S 0177  - 4 St 423)
OFD Nürnberg vom 18.03.2005 (Az.: S 0177  - 23/St 31)
(03)   Teilweise Mittelweitergaben nach § 58 Nr. 2 AO

 

Nach § 58 Nr. 2 AO darf eine steuerbegünstigte Körperschaft einen Teil ihrer Mittel –höchsten die Hälfte – einer anderen steuerbegünstigten Körperschaft oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zur Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken zuwenden.

 

1.    Bemessungsgrundlage
 

Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Höchstgrenze ist grundsätzlich das Nettokapital der Körperschaft. Eine Körperschaft darf somit höchstens 50 v.H. ihres Nettokapitals in jedem Veranlagungszeitraum an eine andere steuerbegünstigte Körperschaft oder eine Körperschaft des öffentlichen Rechts zur Verwendung für steuerbegünstigte Zwecke weitergeben.

 

Gesellschaft- und stiftungsrechtliche Bindungen (z.B. Rücklagen nach § 58 Nr. 6 AO) bleiben jedoch unberührt.

 

 

2.    Auswirkungen unterschiedlicher Spendenhöchstbeträge
 

Bei der Weitergabe muss sichergestellt sein, dass Spenden, die beim Geber mit dem erhöhten Abzugssatz von 10 v.H. des Gesamtbetrags der Einkünfte steuerlich abziehbar sind, bei der Empfängerkörperschaft für den in der Zuwendungsbestätigung angegebenen Zweck verwendet werden.

 

Verwendet die Empfängerkörperschaft diese Mittel für Zwecke, für die im Spendenrecht der Abzugssatz von 5 v.H. des Gesamtbetrags der Einkünfte gilt, ist der Körperschaft, die die Mittel weitergegeben hat, nicht zwangsläufig die Gemeinnützigkeit zu versagen. Diese Rechtsfolge ist nur bei schwerwiegenden Verstößen gegen die Vorschriften des Gemeinnützigkeitsrechts, wie sie z.B. bei der Ausstellung von Gefälligkeitsbestätigung vorliegen (vgl. AEAO Nr. 2 zu § 63), zu ziehen.

 

Für die gemeinnützigkeitsrechtliche Behandlung der zuwendenden Körperschaft ist auch nicht entscheidend, ob die Verwendung der zugewendeten Mittel für einen geringer begünstigten Zweck eine Haftung nach § 10b Abs. 4 EStG auslöst. Die Frage der Gemeinnützigkeit ist gesondert und losgelöst von der Frage der Spendenhaftung zu prüfen, dabei sind die Gesamtumstände des jeweiligen Einzelfalls zu würdigen.

OFD Koblenz vom 17.02.2005

(Az.: S 0187 A  - St 33 1)
(04)   Leistungen von Werkstätten für behinderte Menschen

 i.S. des § 68 Nr. 3 AO

Nach § 68 Nr. 3 AO stellen Werkstätten für behinderte Menschen (unter den dort genannten Voraussetzungen) steuerbegünstigte Zweckbetriebe dar. Nach einer Entscheidung der KSt- Referatsleiter der obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder ist ein begünstigter Zweckbetrieb nach § 68 Nr. 3 AO nur dann gegeben, wenn die Wertschöpfung (Veredelungsleistung) der Werkstätte für behinderte Menschen mindestens 10 % des Verkaufserlöses der Behindertenwerkstatt beträgt. Berechnungsgrundlage sind hierbei – wegen der unterschiedlichen Umsatzsteuersätze – stets die Nettowerte ohne Umsatzsteuer.

 

Beispiel:
 

Eine Behindertenwerkstatt ist vertraglich in die Lieferkette zwischen Computerhersteller und Abnehmer eingeschaltet. Sie erwirbt die vorgefertigten Bauteile für Computer zum Einkaufspreis von (netto) 600 € je Computer vom Hersteller. Den fertig zusammen gebauten Computer veräußert die Behindertenwerkstatt für 650 € an die Abnehmer.
 

Lösung:

 

Die Leistung der Behindertenwerkstatt stellt keinen Zweckbetrieb i.S. des § 68 Nr. 3 AO dar, da die Wertschöpfung (50 €) niedriger ist als 10 % des Veräußerungserlöses der Behindertenwerkstatt.

OFD Frankfurt/M. vom 11.02.2005

(Az.: S 0171 A - 153 - St II.1.03)
(05)   Betrieb eines Schwimmbades durch gemeinnützige Vereine
Städte und Gemeinden gehen aus Kostengründen ver​mehrt dazu über, ihre Schwimmbäder Dritten, z.B. Vereinen, zu überlassen. 

Durch den Betrieb eines öffentlichen Schwimmbads werden grundsätzlich gemeinnützige Zwecke - öffent​liche Gesundheitspflege und Sport - gefördert. Dies gilt unabhängig davon, ob das Schwimmbad von ei​nem Verein oder von einer Körperschaft des öffentli​chen Rechts als Betrieb gewerblicher Art unterhalten wird. Für die Anerkennung wegen Förderung des Sports ist entscheidend, dass die Körperschaft den Schwimmsport fördert, z.B. unter Anleitung von Übungsleitern oder durch die Erteilung von Schwimm​kursen. Thermalbäder sind regelmäßig nicht zur Aus​übung des Schwimmsports geeignet. Deshalb kommt eine Anerkennung wegen Förderung des Sports für die Betreiber von Thermalbädern nicht in Betracht. 

Die verschiedenen Tätigkeiten eines gemeinnützigen Schwimmvereins sind wie folgt zu beurteilen: 

1. Das Schulschwimmen ist bei Vermietung des Schwimmbads auf längere Dauer an die Träger der Schulen als Vermögensvenvaltung anzusehen. Eine Vermietung auf längere Dauer ist in Anlehnung an Abschnitt 78 Abs.2 UStR bei stundenweiser Nut​zungsmöglichkeit des Schwimmbads durch die Schulen anzunehmen, wenn die Nutzung mehr als ein Schulhalbjahr (mindestens 6 Monate) erfolgt. Unselbständige Nebenleistungen des Vereins, wie Reinigung des Schwimmbads, gehören mit zur Vermögensverwaltung. 

2. Das Vereinsschwimmen und die Durchführung von Schwimmkursen sind nach Maßgabe des § 67a AO Zweckbetriebe (sportliche Veranstaltungen). Es ist ohne Bedeutung, ob die Teilnehmer an den Schwimmkursen Mitglieder des Vereins oder Ver​einsfremde sind. 

3. Das Jedermannschwimmen ist insgesamt als Zweckbetrieb i.S.d. § 65 AO anzusehen, wenn die nicht unmittelbar dem Schwimmen dienenden Angebote (z. B. Sauna, Solarium) von untergeordneter Bedeutung sind. Die Vereine fördern insoweit vor allem die öffentliche Gesundheitspflege. Ein schäd​licher Wettbewerb zu steuerpflichtigen Schwimmbädern ist insoweit nicht anzunehmen, weil diese in der Regel anders strukturiert sind (sog. Spaßbäder) und sich ihre Angebote erheblich von dem im We​sentlichen auf das Schwimmen begrenzten Angebot der Vereinsschwimmbäder unterscheiden. 

In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass die Tätigkeiten der Vereine auch den satzungsmäßigen Bestimmungen entsprechen, mithin die Förderung der Gesundheitspflege bzw. des Sports Satzungszweck sind.
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